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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 
  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier:  Kinderrechte im Grundgesetz verankern! 

  

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
sich über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung 

Das Land Berlin soll seine Initiativrechte im Bundesrat nutzen und sich für die 
ausdrückliche Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz einsetzen. Das 
Kindeswohl muss bei allen staatlichen Entscheidungen, die Kinder betreffen, 
vorrangig berücksichtigt werden. Die Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte von 
Kindern entsprechend der UN-Kinderrechtskonvention sind ausdrücklich im 
Grundgesetz zu verankern. 

Ausgangslage 

Kinder sind eigenständige Träger*innen der Grundrechte des Grundgesetzes. 
Gleichwohl enthält das Grundgesetz bislang keine ausdrückliche Verankerung ihrer 
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besonderen Rechte. Die Aufnahme von Kinderrechten in das Grundgesetz würde 
die bestehenden Grundrechte und Staatszielbestimmungen im Lichte der 
besonderen Schutzbedürftigkeit von Kindern konkretisieren, ohne neue 
Sonderrechte zu schaffen. Vielmehr würde sie die bestehende Verfassungsordnung 
im Einklang mit der UN-Kinderrechtskonvention weiterentwickeln und die 
besondere Schutzbedürftigkeit sowie die eigenständige Rechtsstellung von 
Kindern deutlicher hervorheben. Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung 
würden dadurch verpflichtet, die Auswirkungen staatlichen Handelns auf Kinder 
noch konsequenter in ihre Entscheidungen einzubeziehen. 

Deutschland hat die UN-Kinderrechtskonvention bereits 1992 ratifiziert und sich 
damit verpflichtet, die Rechte aller Kinder umfassend zu achten, zu schützen und 
zu verwirklichen. Zu den vier allgemeinen Grundprinzipien der Konvention gehören 
das Diskriminierungsverbot, der Vorrang des Kindeswohls, das Recht auf Leben 
und Entwicklung sowie das Recht auf Beteiligung. Diese Rechte gelten 
uneingeschränkt für alle Kinder – unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit oder 
ihrem Aufenthaltsstatus.i 

Die ausdrückliche Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz wird seit vielen 
Jahren von Kinderrechtsorganisationen, Fachverbänden sowie dem Deutschen 
Institut für Menschenrechte gefordert.ii Ein entsprechender Gesetzentwurf der 
Bundesregierung wurde Anfang 2021 in den Deutschen Bundestag eingebracht. Ziel 
war es insbesondere, das Kindeswohlprinzip und die Beteiligungsrechte von 
Kindern ausdrücklich im Grundgesetz sichtbar zu machen. Der Entwurf fand jedoch 
nicht die für eine Verfassungsänderung erforderliche Zweidrittelmehrheit.iii 

Warum ist diese Forderung für junge Geflüchtete besonders wichtig? 

Kinderrechte gelten universell. Dennoch erleben gerade Kinder und Jugendliche 
mit Fluchterfahrung immer wieder, dass asyl- oder fiskalpolitische Erwägungen 
Vorrang vor ihren Rechten erhalten. Entscheidungen über Unterbringung, 
Asylverfahren, Gesundheitsversorgung, Bildung, Familienzusammenführung oder 
aufenthaltsrechtliche Maßnahmen beeinflussen ihre Entwicklung unmittelbar und 
oft über Jahre hinweg und haben dramatische Folgen für sie. 

Mit der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) gewinnt die 
konsequente Berücksichtigung des Kindeswohls zusätzlich an Bedeutung. 
Grenzverfahren, längere Aufenthalte in Aufnahmeeinrichtungen, haftähnliche 
Unterbringung und weitere Verfahrensverschärfungen dürfen nicht dazu führen, 
dass die Rechte von Kindern eingeschränkt oder ihr Wohl gegenüber flucht- sowie 
migrationspolitischen Zielen in den Hintergrund tritt. Gerade deshalb bedarf es 
eines starken verfassungsrechtlichen Maßstabs, an dem sich Gesetzgebung, 
Verwaltung und Gerichte orientieren. 

Eine ausdrückliche Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz würde die 
verfassungsrechtliche Bedeutung des Kindeswohls auch für asyl- und 
migrationsrechtliche Verfahren ausdrücklich hervorheben. Sie würde den Schutz 
von Kindern stärken und ihre Beteiligungsrechte sichtbarer machen, ohne die 
bestehenden Grundrechte anderer einzuschränken. 
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Welche Verantwortung trägt Berlin? 

Eine Änderung des Grundgesetzes kann nur durch Bundestag und Bundesrat mit 
einer Zweidrittelmehrheit beschlossen werden. Das Land Berlin kann das 
Grundgesetz daher nicht allein ändern. Als Mitglied des Bundesrates besitzt Berlin 
jedoch das Recht, entsprechende Gesetzesinitiativen einzubringen oder Initiativen 
anderer Länder zu unterstützen. 

Berlin trägt darüber hinaus bereits heute Verantwortung für die Umsetzung der 
Kinderrechte in seinen eigenen Zuständigkeiten. Dies betrifft insbesondere die 
Bereiche Bildung, Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitsversorgung, Unterbringung, 
Integration sowie sämtliche Verwaltungsverfahren, die Kinder und Jugendliche 
betreffen. Das Land sollte diese Verantwortung nutzen und sich zugleich auf 
Bundesebene für eine ausdrückliche Verankerung der Kinderrechte im 
Grundgesetz einsetzen. 

 

Unsere Forderung an das Land Berlin  

Kinderrechte sind Menschenrechte. Sie gelten uneingeschränkt für alle Kinder, 
unabhängig von Herkunft oder Aufenthaltsstatus. Eine ausdrückliche Verankerung 
der Kinderrechte im Grundgesetz würde den Vorrang des Kindeswohls sowie die 
Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte von Kindern verfassungsrechtlich stärken 
und damit auch den Schutz junger Geflüchtete*r verbessern. Berlin sollte seine 
Möglichkeiten im Bundesrat nutzen, um sich für eine entsprechende 
Verfassungsänderung einzusetzen und gleichzeitig die Kinderrechte im eigenen 
Zuständigkeitsbereich konsequent umzusetzen. 

   

Endnoten: 
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grundgesetz-2 (Stand: 07.07.2026). 
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